
Inform
ationsstelle M

ilitarisierung (IM
I) e.V. - H

echinger Str. 203 - 72072 Tübingen
36 Ausdruck Juni 3/2018

Tatsächlich zeigte sich Zammar damals aus eigenem Interesse 
heraus sehr kooperationsbereit, machte etwa Aussagen zu Per-
sonen, die ihm als Fotos vorgelegt wurden. „Die Befragung“ 
sei „in betont ruhiger, unaufgeregter und korrekter freundlicher 
Weise anhand der ausgearbeiteten Fragenkomplexe und Licht-
bildvorlagen verlaufen. Man könne sagen: ‚Die deutsche Dele-
gation selbst hat es, hoffe und glaube ich, nicht daran fehlen 
lassen, Herrn Zammar eine korrekte – und nicht nur korrekte, 
sondern eher sogar betont freundliche – Behandlung zukom-
men zu lassen’“ (S. 252). Laut einem an der Befragung beteilig-
ten Vertreter des BND habe Zammar „der Hoffnung Ausdruck 
[gegeben], durch Kooperationsbereitschaft seine Lage in syri-
scher Haft weiter verbessern und nach Möglichkeit auch seine 
Freilassung erwirken zu können… Auf die Bitte, seine Familie 
zu unterrichten, wurde ihm ebenfalls mitgeteilt, dass man dies 
tun werde, sofern dem die syrische Seite zustimme“ (S. 260). 
Ihm sei bei der Befragung „in Aussicht gestellt worden, „lang-
fristig konsularische Betreuung oder Ähnliches“ in die Wege 
zu leiten. Laut Bericht des Untersuchungsausschusses bestätig-
ten die Mitglieder des Befragungsteams Presseberichte, nach 
denen Zammar „sowohl in marokkanischer als auch anfangs 
in syrischer Haft geschlagen worden [sei] und … sich meist in 
einer Zelle von 190 cm Länge und 103cm Breite ohne Licht 
aufhalten“ musste (S. 253). Die deutsche Botschaft bemühte 
sich zwar um konsularischen Zugang zum deutschen Staats-
bürger Zammar, die jedoch von syrischer Seite mit dem Ver-
weis abgelehnt wurde, dass es sich auch um einen syrischen 
Staatsbürger handele und dies aus ihrer Sicht alleine maßgeb-
lich sei. Nach der Darstellung der Beteiligten seien Koopera-
tion und Befragung auch als „Türöffner“ verstanden worden, 
um eine konsularische Betreuung möglicherweise einleiten zu 
können – ggf. im Zuge einer weiteren Befragung, die jedoch 
nicht stattfand, da sich „[d]as Fenster in Richtung Syrien … 
sehr viel schneller geschlossen [habe], als dies im Herbst 2002 
eingeschätzt worden“ sei (S. 256). Die deutsche Botschaft in 
Syrien sei jedoch erst „etwa im Jahr 2004 [über die Befra-
gung] unterrichtet worden“ (S. 259). Der damalige deutsche 
Botschafter in Syrien gab gegenüber dem Untersuchungsaus-
schuss an, dass er „im ersten Halbjahr 2003“ (S. 260) zunächst 
vom Auswärtigen Amt und kurz darauf vom BND aufgefordert 
worden sei, „im Namen der am Sicherheitsdialog Beteiligten[,] 
konsularische Schritte zu unterlassen“ (S. 261).

Zammar war seinerzeit in Syrien wegen des Vorwurfs der 
Mitgliedschaft in der Muslimbruderschaft inhaftiert – ein 
Delikt, das nach deutschem Recht nicht strafbar war. 2007 
(so die Frankfurter Rundschau) wurde er dieses Vorwurfs für 
schuldig befunden und zu zwölf Jahren Haft verurteilt. Bei der 
Frankfurter Rundschau heißt es weiter: „Doch vier Jahre später 
begann der Syrien-Konflikt, und viele islamistische Gefangene 
wurden freigelassen oder brachen aus dem Gefängnis aus und 
schlossen sich dschihadistischen Gruppen an.“ Nach dem 
Bericht des Untersuchungsausschusses sei der seit 2001 inhaf-
tierte Zammar „schließlich wegen Mitgliedschaft in der Mus-
limbruderschaft in Syrien und weiteren Staatsschutzdelikten 
zu den für diese Delikte in Syrien üblichen zwölf Jahren Haft 
verurteilt worden, auf die seine bereits verbüßte Haftstrafe 
angerechnet wird.“ Seine Freilassung Ende 2013 muss insofern 
nicht zwangsläufig in Zusammenhang mit dem Bürgerkrieg in 
Syrien gestanden haben. Darüber, ob Zammar „aktiv als Mit-
glied einer extremistischen Gruppe in Syrien gekämpft hat“, 
machten die kurdischen Kräfte, die ihn gegenwärtig befragen, 
keine Angaben. Von Interesse, besonders auch für die USA, die 
ebenfalls vor Ort aktiv sind, dürfte er allemal sein.

Wissenschaft und Politik: Wurde die Türkei 
von Russland in den syrischen Bürgerkrieg 
gelockt?

Was macht ein regierungsnaher Thinktank wie die Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP), wenn ein NATO-Verbün-
deter wie die Türkei im Verbund mit islamischen Milizen 
völkerrechtswidrig in einen Nachbarstaat einfällt und offen-
bar plant, das eroberte Gebiet u.a. durch Umsiedelungen 
dauerhaft unter Kontrolle zu bringen? Man gibt Russland 
die Schuld! So heißt es bereits in der Einleitung des SWP-
Aktuells 21/2018 von Rayk Hähnlein und Günter Seufert 
(„Der Einmarsch der Türkei in Afrin“): „Ankara nimmt 
sich offensichtlich ein Beispiel an Russland: Es will künf-
tig vermehrt zu kriegerischen Mitteln greifen, um seine Ziele 
durchzusetzen.“ Weiter heißt es, Russland sei der „primäre 
Nutznießer der türkischen Offensive“. Kurz gesagt, so eine 
Zwischenüberschrift, handle es sich um „[e]ine türkische 
Operation im Interesse Russlands“: „Mit seinem Freibrief für 
die türkische Operation schlägt Moskau eine ganze Reihe von 
Fliegen mit einer Klappe. Der Angriff schwächt die PYD, den 
hauptsächlichen Partner Washingtons im Kampf gegen den 
IS, und stärkt gleichzeitig die Position der syrischen Regie-
rung gegenüber den kurdischen Kämpfern. Der Feldzug ver-
schärft die Spannungen zwischen den Nato-Partnern Türkei 
und USA. Gleichzeitig bindet Moskau Ankara noch stärker 
an sich, weshalb sich die Türkei nur schlecht dagegen wehren 
kann, dass die russischen Streitkräfte zur selben Zeit in Ost-
Ghouta zusammen mit Damaskus gegen sunnitisch-arabische 
Kräfte vorgehen, die Ankara lange unterstützt hat.“

Möglich sei dies, da die Türkei im Nahen Osten „kurzat-
mig“ agiere und mit ihren großen Plänen gescheitert sei. Dass 
die Türkei bereits von Anfang an kräftig an der Destabilisie-
rung Syriens mitgewirkt hat – die Unterstützung „sunnitisch-
arabische[r] Kräfte“ wird immerhin angesprochen –, fällt 
dabei ebenso unter den Tisch wie die Tatsache, dass sich die 
Türkei früh für die Einrichtung von „Schutzzonen“ entlang 
der türkischen Grenze auf syrischem Territorium ausgespro-
chen hatte, um dort Flüchtlinge anzusiedeln. Ebenfalls mit 
keinem Wort erwähnt wird die Region Idlib, die die Türkei 
über sunnitische Milizen und eigene Beobachtungsposten 
zumindest zwischenzeitlich auch unter ihre mittelbare Kon-
trolle gebracht hat. All dies zu einem Erfolg Moskaus und vor 
allem auch Damaskus‘ umzuinterpretieren, ist schon reich-
lich kreativ.

Bei der SWP wird behauptet, „das große Ziel der türkischen 
Außenpolitik“ sei „die Etablierung gemäßigt muslimischer 
Herrschaft in Ägypten und Syrien“ gewesen, es sei nun 
aber „in weite Ferne gerückt“. So lässt sich der jetzige Ein-
marsch als kurzatmige Reaktion auf ein großes außenpoliti-
sches Scheitern interpretieren. Konkret behauptet die SWP: 
„Moskau verstärkt den Zwist zwischen Ankara und Was-
hington, lockt die Türkei ins Kriegsgeschehen und kann sich 
trotzdem sicher sein, dass die Türkei in Syrien wenig oder gar 
nichts gewinnen wird“. Geht man dagegen – realistischer – 
davon aus, dass die Türkei von Anfang an eher eine generelle 
Destabilisierung Syriens und daraus hervorgehende Gelände-
gewinne gerade in den von Kurden bewohnten Gebieten im 
Sinn gehabt haben könnte, erscheint die Strategie der Türkei 
hingegen deutlich weniger erratisch und darüber hinaus über-
aus erfolgreich.

Zwar zeigt sich bei der Beschreibung der türkischen Offen-
sive in Afrin noch eine gewisse sprachliche Verzerrung zugun-

https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2018A21_srt_hhn.pdf
https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2018A21_srt_hhn.pdf
http://www.zeit.de/politik/ausland/2012-08/Schutzzone-Syrien
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wenn es heißt, mit den massiven Luft-
angriffen der Türkei sollten „Stellungen, 
Bunker und Tunnelsysteme der Kurden 
… zerstört und die Kämpfer der PYD 
demoralisiert werden“ (als zielten Luft-
angriffe von NATO-Staaten nie darauf 
ab, Menschen zu töten) –, doch mit der 
Bekämpfung der PKK innerhalb der 
Türkei geht die SWP scharf ins Gericht: 
„Spezialeinheiten der Polizei (PÖH) und 
der Gendarmerie (JÖH)“ wurden in den 
„Häuserkampf“ geschickt, „[d]aneben 
kam schweres militärisches Gerät zum 
Einsatz. Das Altstadtviertel Sur von 
Diyarbakir und die Stadt Nusaybin an 
der syrischen Grenze wurden nahezu 
dem Erdboden gleichgemacht … Seit 
September 2016 nutzt die Armee völker-
rechtlich umstrittene bewaffnete Droh-
nen einheimischer Produktion für die 
Liquidierung von PKK-Kämpfern. In 
dem Jahr bis September 2017 sollen 600 
PKK-Milizionäre durch Drohnen der 
Firma Bayraktar getötet worden sein.“

Unerwähnt bleibt dabei wiederum, 
dass die Türkei auch hierbei nicht im 
luftleeren Raum agiert hat und auch 
nicht auf Verführung oder Veranlassung 
Russlands. Zwar unterzeichneten die 
Türkei und Russland erst im vergan-
gen Juli eine gemeinsame „Erklärung 
zur Bekämpfung des Terrorismus“, mit 
von der Partie waren jedoch zahlreiche 
EU- und NATO-Staaten und Deutsch-
land als Gastgeber des G20-Gipfels, 
in dessen Rahmen die Unterzeichnung 
stattfand. Wo schon die Spezialeinheiten 
der türkischen Polizei und Gendarme-
rie genannt werden, wäre außerdem zu 
erwähnen, dass diese in den vergange-
nen Jahren umfangreiche Unterstützung 
aus Deutschland erhielten, das wesent-
lich am Aufbau einer türkischen Bereit-
schaftspolizei beteiligt war. Hierzu 
sei die Lektüre zweier Kleiner Anfra-
gen (BT-Drucksachen 17/14376 und 
17/14402) empfohlen, die im Juli 2013 
anlässlich der gewaltsamen Niederschla-
gung der Proteste im Gezi-Park und am 
Taksim-Platz gestellt wurden. Aus den 
Antworten geht u.a. hervor, dass es zahl-
reiche Kooperationen und Gespräche 
zur Terrorbekämpfung, insbesondere 
auch zum „Linksterrorismus“ gab, dass 
Deutschland Pfefferspray und Reizgas 
sowie „Ausbringungsgeräte einer che-
mischen Substanz“ an die Türkei liefern 
ließ und der türkischen Generalsicher-
heitsdirektion u.a. „die Ausstattung 
eines Langzeitbeobachtungsfahrzeugs“ 
kostenlos überlassen wurde. Weiter 
heißt es „[z]ur Frage der Ausrüstung der 

türkischen Polizei und 
Gendarmerie“: „Das 
staatseigene türkische 
Unternehmen MKEK 
(Makina ve Kimya 
Endüstrisi Kurumu) 
fertigt diverse Klein-
waffen in Lizenz (u. 
a. MG3, G3, HK33, 
MP5). Die türkische 
Gendarmerie ist nach 
Kenntnis der Bundes-
regierung mit MP5 
Maschinenpistolen 
ausgerüstet.“

Diese Angaben 
beziehen sich freilich 
auf den Zeitraum vor 
2013 und damit auch 
vor der zunächst einseitigen Aufkündi-
gung des Waffenstillstands mit der PKK. 
Die türkische Unterstützung islamischer 
Milizen in Syrien und die Pläne zur 
Einrichtung von Schutzzonen auf syri-
schem Gebiet waren der Bundesregie-
rung zu diesem Zeitpunkt jedoch längst 
bekannt und wurden u.a. im Rahmen 
der „Freunde Syriens“ – übrigens mit 
reger Beteiligung der Stiftung Wis-
senschaft und Politik im Projekt „Day 
After“ – auch gemeinsam verfolgt. Eine 
Einschränkung der militärischen und 
polizeilichen Zusammenarbeit wurde 
deshalb offenbar nicht erwogen. Ganz 
im Gegenteil hatte der deutsche Bun-
destag bereits im Dezember 2012 die 
Stationierung deutscher Luftabwehrbat-
terien im Süden der Türkei beschlossen, 
um Luftschläge aus Syrien abwehren zu 
können, das aus der Türkei von Milizen 
angegriffen wurde.

Auch heute jedoch ist von einer Trend-
wende bei der Unterstützung der türki-
schen Sicherheitskräfte gegen die PKK 
auch im eigenen Land nichts zu spüren. 
Obwohl, wie das SWP-Papier zutref-
fend feststellt, die (aktuellen) Defini-
tionen, was Terroristen sind und wer 
diese unterstützt, zwischen den NATO-
Partnern (zumindest in öffentlichen Stel-
lungnahmen) weit auseinander klaffen, 
gehörte die Türkei zu den Nutznießern 
eines Projekts zur „Ausbildungspart-
nerschaft bei der Terrorismusbekämp-
fung“ in den MENA-Staaten Türkei, 
Tunesien, Libanon und Irak, das zwi-
schen 2015 und 2017 – also während 
der Hochphase der türkischen Offensive 
gegen die PKK im eigenen Land – mit 
knapp 2,5 Mio. Euro aus dem „Instru-
ment für Stabilität und Frieden“ finan-
ziert wurde. Aktuell laufen noch zwei 
weitere EU-Programme aus demselben 

Instrument in einem Wert von über 27 
Mio. Euro, eines davon soll die „operati-
ven Fähigkeiten der Küstenwache beim 
Management der Migrationsströme im 
Mittelmeer stärken“.

Dass die Kooperation und Kompli-
zenschaft zwischen Türkei, EU und 
NATO hinsichtlich Syriens bei der SWP 
unter den Tisch fällt – die NATO als 
solche wird nur an einer Stelle über-
haupt erwähnt –, hat durchaus System. 
Es unterstreicht die eindringliche War-
nung vor einem Auseinanderdriften 
der NATO bzw. einer Annäherung 
der Türkei an Russland, die von den 
Transatlantiker*innen und der Strategi-
schen Gemeinschaft gerade allerorten 
erhoben wird. Beim vorliegenden Text 
der SWP geht diese geradezu mit einer 
Infantilisierung der türkischen Außen-
politik einher. Diese Warnung bildet im 
kalten geopolitischen Kalkül die Grund-
lage für die Argumentation, dass die 
Türkei trotz aller Menschenrechts- und 
Völkerrechtsverletzungen von EU und 
NATO unterstützt werden müsse, um 
eine noch stärkere Ausrichtung nach 
Russland zu vermeiden. Sie kaschiert 
zugleich, wie eng Türkei und NATO von 
Anfang an bei der Destabilisierung Syri-
ens zusammengearbeitet haben und dass 
bis heute die militärische Kooperation 
zwischen der Türkei und den USA in 
Syrien bedeutend enger ist, als es pom-
pöse Staatsempfänge in Moskau und 
Ankara suggerieren. Kurz gesagt: Wenn 
die SWP behauptet, die Türkei sei von 
Russland in den syrischen Bürgerkrieg 
gelockt worden, ist das eine Umkehrung 
der Tatsachen, die weniger mit Wissen-
schaft und Analyse als mit Ideologiepro-
duktion und Propaganda zu tun hat.

Bernhard Klaus

Eine Aufnahme der Stadt Diyarbakir aus dem Jahr 2009. 
Quelle: Wikimedia Commons

http://www.imi-online.de/2017/07/20/menschenrechte-unter-terrorverdacht/
http://www.imi-online.de/2017/07/20/menschenrechte-unter-terrorverdacht/
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/143/1714376.pdf
http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/17/144/1714402.pdf
http://www.imi-online.de/2015/08/06/syrien-wie-luftabwehr-und-voelkerrecht-ausgehebelt-wurden/
http://www.imi-online.de/2015/08/06/syrien-wie-luftabwehr-und-voelkerrecht-ausgehebelt-wurden/
https://icspmap.eu/
https://icspmap.eu/

